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Verfasser/in: Roschow, Daniela 04405 - 916 2300

Sachdarstellung:

Wie dem als Anlage Nr. 1 beigefugten Schreiben zu entnehmen ist, wird fur das
Grundstick Distelweg 4 (Flurstick 161/7 der Flur 30) die Vergrolerung des
Bauteppichs entlang der Strale beantragt, um einen Anbau in studostlicher Richtung
zu ermoglichen.

Das Grundstuck befindet sich in Wildenloh im Geltungsbereich des rechtskraftigen
Bebauungsplans Nr. 12, welcher unter anderem fur das Grundstlck ein allgemeines
Wohngebiet, einen durch Baugrenze festgesetzten Bauraum sowie eine zulassige
GRZ und GFZ festsetzt. Die Planungsrechtliche Situation kann dem Auszug aus dem
Bebauungsplan Nr. 12 - Anlage Nr. 2 - enthommen werden.

Der derzeit gultige Bebauungsplan lasst einen Anbau in sudostlicher Richtung nicht
zu, da die Baugrenze mit der aktuellen Hauskante endet.

In der Sitzung des Bauausschusses vom 01.06.2021 im Rahmen der Vorstellung des
Arbeitsstandes des Konzeptes zur Innenentwicklung sind Zielaussagen flir den
zentralen Wohnsiedlungsbereich in Friedrichsfehn beschlossen worden (Zone 2.1),
die bei Malnahmen der Innenentwicklung innerhalb dieses Bereiches zu
bertcksichtigen waren. Auf die Beratungsvorlage Nr. 2021/FB Ill/ 3519 wird
verwiesen.

GrolRe Teile des Bebauungsplans Nr. 12, insbesondere das Quartier um das
Grundstuck Distelweg 4, gestalten sich ahnlich wie die o. g. Zone 2.1 in
Friedrichsfehn.

Da der vorliegende Antrag derzeit der einzige Bauerweiterungswunsch im Bereich
Wildenloh darstellt schlagt die Verwaltung vor, fur den in der Anlage Nr. 3 dieser
Beschlussvorlage gekennzeichneten Bereich die Einleitung eines
Bauleitplanverfahrens vorzubereiten.
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Neben der Durchfuhrung der einschlagigen Verfahrensschritte der Bauleitplanung
zur Schaffung bzw. Anderung des Bauplanungsrechtes ist gleichzeitig mit den von
der Planung Betroffenen/Begunstigten insbesondere der Umfang der Heranziehung
zu den Kosten der sozialen Infrastruktur zu regeln. Dies erfolgt Gber Stadtebauliche
Vertrage gemald § 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB. Durch &ffentlich-rechtlichen Vertrag wird
die Ubernahme der Kosten oder der sonstigen Aufwendungen, die der Gemeinde als
Folge des geplanten Vorhabens fur stadtebauliche Malihahmen entstehen, mit den
von der Planung Begunstigten geregelt. Zu diesen Kosten und Aufwendungen
gehoren insbesondere die Kosten der in der Verantwortlichkeit der Gemeinde
stehenden sozialen Infrastruktur, fir die ein Zusammenhang mit der Schaffung
zusatzlichen =~ Wohnraums  herzustellen ist  (insb. Bereitstellung  von
Kinderbetreuungsplatzen, Schulkapazitaten u. a.).

Derzeit sind die oben genannten Kosten durch die Zahlung eines Betrages in Hohe
von 10,23 € je Quadratmeter Grundsticksflache, die durch die Aufstellung oder
Anderung eines Bebauungsplanes entstehen, von den Planungsbegiinstigten
abzugelten (Infrastrukturbetrag).

Die Falligkeit dieser Zahlungsverpflichtung tritt mit dem Zeitpunkt der Realisierung
der durch die Planung neu ermdglichten Bebauung ein. Da dieser Zeitpunkt nicht
sicher zu bestimmen ist und z. B. gegenuber moglicher Eigentimerwechsel
abgesichert werden muss, ist neben der rein schuldrechtlichen Vereinbarung auch
eine dingliche Absicherung der gemeindlichen Forderung Uber Eintragung einer
entsprechenden Grundschuld in das jeweilige Grundbuch erforderlich.
Voraussetzung fur derartige Mallnahmen der Innenentwicklung ist somit, dass die
von der Planung Begunstigten zu einer Zahlung oder auch nur dinglichen
Absicherung des erforderlichen Infrastrukturbetrages bereit sind.

Aus den o. g. Grunden schlagt die Verwaltung abschlie3end vor, im Vorfeld zur
Einleitung eines formellen Bauleitplanverfahrens, die Planungsrahmenbedingungen
mit den von der Planung erfassten Grundstlckseigentimern zu erortern. Das
Ergebnis wird anschlielend in einer der nachsten Sitzungen des Bauausschusses
vorgelegt werden.

Klimaauswirkung (qgf. Alternativen/KompensationsmafBnahmen):

Die Klimaauswirkungen sind im Rahmen einer konkreten Bauleitplanung zu ermitteln.
Da es sich um eine MalRnahme der Innenentwicklung mit relativ kleinteiliger
Erweiterung der der vorhandenen Flachen handelt, sind keine relevanten
Auswirkungen zu befurchten.

Finanzierungq:

Im Falle einer Bauleitplanung waren die Planungskosten sowie die Kosten der
Infrastruktur von den Grundstlickseigentimern zu tragen.

Beschlussvorschlagq:

Die Verwaltung wird beauftragt, fir den in Anlage 3 zur Beschlussvorlage
2021/FB/3550 gekennzeichneten Bereich die Planungsrahmenbedingungen fiir ein
formelles  Bauleitplanverfahren mit den von der Planung erfassten
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Grundstlickseigentiimern zu erértern. Hierzu sind die Dichteaussagen gem. des
Konzeptes zur Innenentwicklung — Zone 2.1 — zu berticksichtigen.

Anlagen:

Antrag zur Anderung B-Plan Nr. 12
Auszug aus dem B-Plan Nr. 12
Geltungsbereich fiir 5. Anderung



	REF_voname
	REF_createdate
	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

